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Drucksache 3095 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Angelegenheiten der 
inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FVP, DP 
eingebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Flüchtlings-Notleistungsgesetzes 

- Drucksache 2928 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Engell 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2928 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Januar 1957 


Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

Maier (Freiburg) Engell 

Vorsitzender Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Flüchtlings-Notleistungsgesetzes 
- Drucksache 2928 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Flüchtlings-Notleistungs- 
gesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über Leistungen zur Unterbrin- 
gung von Deutschen aus der sowjetischen Be- 
satzungszone oder dem sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin (Flüchtlings-Notleistungs- 
gesetz) vom 9. Marz 1953 (Bundesgesetzbl. I 

5. 45) in der Fassung des Gesetzes zur Ände- 
rung des Flüchtlings-Notleistungsgesetzes vom 

6. Juni 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 265) wird 
wie folgt geändert: 

l.§ 1 erhält folgende Fassung: 

4 1 

Leistungen nach diesem Gesetz können 
zur Unterbringung von Vertriebenen, 
Flüchtlingen und von Personen, die als 
ausländische Flüchtlinge anerkannt wor- 
den sind, angefordert werden.“ 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Flüchtlings-Notleistungs- 
gesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über Leistungen zur Unterbrin- 
gung von Deutschen aus der sowjetischen Be- 
satzungszone oder dem sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin (Flüchtlings-Notleistungs- 
gesetz) vom 9. März 1953 (Bundesgesetzbl. I 

5. 45) in der Fassung des Gesetzes zur Ände- 
rung des Flüchtlings-Notleistungsgesetzes vom 

6. Juni 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 265) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 1 

Leistungen nach diesem Gesetz können 
zur Unterbringung von Vertriebenen und 
von Deutschen, die aus der sowjetischen 
Besatzungszone oder aus dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin geflüchtet sind, 
angefordert werden. Das gleiche gilt für 


2 



Entwurf 


2. § 43 erhält folgende Fassung: 

4 43 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 

Verkündung in Kraft“ 

Artikel 2 

Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über Lei- 
stungen zur Unterbringung von Deutschen aus 
der sowjetischen Besatzungszone oder dem so- 
wjetisch besetzten Sektor von Berlin mit 
neuem Datum und unter der Überschrift 
„Flüchtlings-Notleistungsgesetz“ bekanntzu- 
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wort- 
lautes zu beseitigen . 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

die Unterbringung von Personen, die als 
ausländische Flüchtlinge anerkannt worden 
sind. 

2. In § 43 werden die Worte „31. März 1957“ 
ersetzt durch die Worte „31. März 1960“. 


Artikel 2 
entfällt 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 
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